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1er gewissen Umständen, zum Beispiel wenn keine Kinder
da sind, oder wo das Schulpensum auf ein vernünftiges
Mass reduziert ist, lassen sich die beiden Dinge auch
wohl vereinigen. Aber der Staat muss einen gewissen
Schutz haben, dass sich nicht Missbräuche einschleichen.
Und diesen Schutz möchten wir ihm in der von uns
vorgeschlagenen Regelung geben.

Dieser Vorschlag ist das Ergebnis unserer Basler
Verhältnisse und muss aus ihnen verstanden werden. Man
könnte ja sagen: Der Staat als Arbeitgeber hat sich nur
darum zu bekümmern, ob die von ihm geforderte Arbeit
gut ausgeführt wird. Ist er nicht befriedigt, so mag er
die Lehrerin entlassen. Das hört sich in der Theorie sehr
schön an, hat aber in der Praxis seinen grossen Haken.
Zunächst sind wir Basler Lehrer und Lehrerinnen
sozusagen auf Lebenszeit angestellt, da keine Wiederwahl
stattfindet. Bis man aber ein Mitglied des Lehrkörpers
entlassen kann, müssen ganz grobe und bedenkliche

Dinge vorkommen. Zwischen einer guten Amtsführung
und einer solchen, die zur Entlassung berechtigt, ist die

hohe Stufenleiter der erträglichen, mässigen und sehr

mässigen Amtsführungen, gegen die der Staat kein Mittel

besitzt. Wenn er nun die Befürchtung hegt, dass

diese Art von Amtsführungen durch eine Doppelbelastung

der Lehrerinnen vermehrt werde, so hat er das

Recht, dagegen seine Massregeln zu ergreifen. Es braucht
sich übrigens nicht einmal um Vernachlässigung des Amtes

zu handeln. Auch andere Unzukömmlichkeiten kön»

neu eintreten. Eine schwächliche Lehrerin, die schon

vorher die Stellvertretungskasse oft in Anspruch nahm,
heiratet und nimmt damit noch weitere Lasten auf sich.
Da steht zu erwarten, dass sie in Zukunft noch öfters ihre
Arbeit unterbrechen muss, auch dass der Staat schon früh
für ihre Pensionierung aufzukommen hat. Da können
wir ihm nicht einfach zumuten, zuzusehen. Er tut es ja
auch den Männern gegenüber nicht. Nur kann es sich bei
ihnen nicht um den Fall der Verheiratung handeln, da

nach unsern heutigen Zuständen daraus für den Mann
keine neue Tätigkeit erwächst. Aber es ist unsern
Beamten zum Beispiel auch untersagt, ein Ladengeschäft
oder sonst eine berufliche Tätigkeit neben ihrem Amt zu
betreiben, selbst wenn sie versprechen, die damit verbundene

Arbeit durch andere ausführen zu lassen. Somit
werden die Frauen nicht grundsätzlich anders behandelt
als die Männer.

Wenn wir nun den Wunsch haben, auch dem Staat
als dem Arbeitgeber gerecht zu werden, so erscheint uns
das bei der vorgeschlagenen Regelung für möglich. Der
leitende Gedanke dabei ist der: Bei der Verheiratung
einer Lehrerin findet zwischen ihr und der ihr vorgesetzten

Behörde eine Auseinandersetzung statt. Die Lehrerin

darf nicht einfach — wie das etwa in Basel vorgekommen

sein soll — ihre Namensänderung dem

Erziehungsdepartement mitteilen mit der Anweisung, ihr den Gelhalt

künftig an die neue- Adresse zu senden. Die vorgesetzte
Behörde hat den Wünschen der Lehrerin inbezug auf das

Amt zu entsprechen, wenn sie ihr als berechtigt und
begründet vorkommen. Es soll z. B. eine Lehrerin ihr Ver¬

bleiben im Amt ohne weiteres mit ihrer Liebe zum Beruf
begründen können; aber dieser Grund wird nicht zwingend

sein, wenn nach Ansicht der Inspektion die
Amtsführung eben diese Liebe nicht zum Ausdruck bringt.
Wirtschaftliche Gründe allein ohne das Vorhandensein
von guten Lehrfähigkeiten dürften nach unserer Ansicht
nie ausschlaggebend sein. Das sind wir der Schule und der
Jugend schuldig. Die grosse Schwierigkeit dieser Regelung

— dessen sind wir uns wohl bewusst —: liegt in der
Tatsache, dass wir damit auf die Einsicht unserer Behörden

angewiesen sind. Darum kommen wir aber auch in
andern Fällen nicht herum. Jedenfalls ist uns dieser
Gedanke weniger peinlich als der eines kategorischen
Verbotes, mit dem wir ziemlich sicher zu rechnen haben,
wenn unser Vorschlag nicht angenommen wird.

Sobald der Ratschlag der Regierung, erschienen ist,
wird auch die Vereinigung für Frauenstimmrecht sich
mit der Sache befassen, der gewiss grosse prinzipielle
Bedeutung zuzumessen ist. Der Verein wird es dann an
der Oeffentliehkeit tun, um die Ansicht weiterer Frauenkreise

zu Gehör zu bringen. Einstweilen ist unsere
Resolution dem Erziehungsdepartement übergeben worden,
und wir werden auch für ihre Verbreitung in der Presse

sorgen, damit sich unsere Frauenwelt vorgängig der
öffentlichen Besprechung in unserer Versammlung mit der
Sache beschäftigt.*) G. Gerhard.

Soziale Frauenschule Zürich.

In den am 11. Januar 1921 beginnenden Kursen der
Sozialen Frauenschule Zürich finden neben den Vollschülerinnen

für einzelne Vortragsserien auch Hörerinnen
Aufnahme. Es kommen in erster Linie Frauen in Betracht,
welche, schon in ehrenamtlicher oder beruflicher sozialer
Arbeit stehend, das Bedürfnis haben, ihre theoretischen
Kenntnisse zu erweitern und zu vertiefen. Für Hörerinnen

sind folgende Vortagsserien zugänglich: „Soziale
Gesetzgebung", Herr Dr. Briner, Vorsteher des kant. Jugendamtes,

Dienstag und Freitag 8—9 Uhr vorm. —
„Volkswirtschaft", Frl. Dr. Helene Wild, Montag und Donnerstag

8—9 Uhr vorm. — „Einführung in die Armenpflegi",
Herr Dr. Weber, 1. Sekretär der Bürgerl. Armenpflege
Zürich, Mittwoch 8—9 Uhr vorm. — „Sozial - Hygiene",
Herr Prof. v. Gonzenbach, Mittwoch 10—12 Uhr Vorm. —
„Bürgerkunde", Dr. Largiadèr, Freitag 9—-10 Uhr vorm.
— „Volks- und Jugendliteratur", Frl. Maria Wyss, Freitag

y25—6 Uhr.

Einschreibegebühren pro Wochenstunde und Quartal
Fr. 10.— Einzelvorträge Fr. 1.50. Anmeldung bei der
Schulleitung, Talstrasse 18, Zürich.

*) Ein Artikel über die gleiche Frage, wie sie auch in Zürich
aktuell ist, muss auf die nächste Nummer verschoben werden.

Die Red.
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